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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1980 Ausgegeben am 18. Juli 1980 122. Stück
3 1 1 . Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens über die Anerkennung und Voll-

streckung von Entscheidungen auf dem Gebiet der Unterhaltspflicht gegen-
über Kindern

3 1 2 . Kundmachung: Außerkrafttreten des Übereinkommens zur Errichtung des Internationalen
Instituts für Führungsaufgaben in der Technik

3 1 3 . Europäisches Übereinkommen über die Rechtsstellung der unehelichen Kinder samt Vorbehalt
Österreichs
(NR: GP XV RV 89 AB 225 S. 23, BR: AB 2099 S. 392.)

3 1 4 . Europäisches Übereinkommen über die Adoption von Kindern samt Vorbehalten Österreichs
(NR: GP XV RV 69 AB 223 S. 23. BR: AB 2097 S. 392.)

3 1 1 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 9. Juli 1980 betreffend den Geltungs-
bereich des Übereinkommens über die Aner-
kennung und Vollstreckung von Entschei-
dungen auf dem Gebiet der Unterhaltspflicht

gegenüber Kindern

Nach Mitteilung der Niederländischen Regie-
rung hat Dänemark gemäß Artikel 13 des Über-
einkommens über die Anerkennung und Voll-
streckung von Entscheidungen auf dem Gebiet
der Unterhaltspflicht gegenüber Kindern (BGBl.
Nr. 294/1961, letzte Kundmachung betreffend
den Geltungsbereich BGBl. Nr. 374/1977) notifi-
ziert, daß es mit Wirkung vom 1. Jänner 1979 die
Zuständigkeit, ausländische Entscheidungen für
in Dänemark vollstreckbar zu erklären, folgen-
den Verwaltungsbehörden übertragen hat: Wie die Niederländische Regierung ferner mit-

geteilt hat, hat Suriname bekanntgegeben, daß
es den für sein Gebiet vor Erlangung seiner Un-
abhängigkeit von den Niederlanden erklärten
Vorbehalt zu Artikel 18 des Übereinkommens
vom 29. Feber 1980 an nicht mehr aufrechtzu-
erhalten wünscht.

Kreisky

312. Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 9. Juli 1980 betreffend das Außerkraft-
treten des Übereinkommens zur Errichtung
des Internationalen Instituts für Führungsauf-

gaben in der Technik

Das Übereinkommen zur Errichtung des Inter-
nationalen Instituts für Führungsaufgaben in der
Technik, BGBl. Nr. 516/1975, ist gemäß seinem
Art. 10 Abs. 3 am 2. Juni 1980 außer Kraft
getreten.

Kreisky
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313.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages samt Vorbehalt Österreichs wird genehmigt.

(Übersetzung)
EUROPÄISCHES ÜBER-
EINKOMMEN ÜBER DIE
RECHTSSTELLUNG DER
UNEHELICHEN KINDER

Die Mitgliedstaaten des Euro-
parats, die dieses Übereinkom-
men unterzeichnen, —

in der Erwägung, daß es das
Ziel des Europarats ist, eine en-
gere Verbindung zwischen seinen
Mitgliedern herzustellen, insbe-
sondere durch die Annahme ge-
meinsamer Vorschriften auf dem
Gebiet des Rechts;

im Hinblick darauf, daß sich
zahlreiche Mitgliedstaaten be-
müht haben oder bemühen, die
Rechtsstellung der unehelichen
Kinder zu verbessern, indem sie
die Unterschiede in der Rechts-
stellung der unehelichen und der
ehelichen Kinder verringern,
welche die unehelichen Kinder
rechtlich und sozial benachteili-
gen;

in der Erwägung, daß die
Rechtsordnungen der Mitglied-
staaten auf diesem Gebiet noch
sehr unterschiedlich sind;

in der Überzeugung, daß die
Lage der unehelichen Kinder
verbessert werden muß und daß
die Aufstellung bestimmter ge-
meinsamer Vorschriften über
ihre Rechtsstellung die Ver-
wirklichung dieses Zieles fördern
und zugleich zu einer Harmo-
nisierung der Rechtsordnungen
der Mitgliedstaaten auf diesem
Gebiet beitragen würde;

jedoch in der Erwägung, daß
den Staaten, die sich nicht in der
Lage sehen, bestimmte Vor-
schriften dieses Übereinkom-
mens sofort anzunehmen, ein
stufenweises Vorgehen ermög-
licht werden muß, —

haben folgendes vereinbart:

Artikel 1
Jede Vertragspartei verpflich-

tet sich, die Übereinstimmung
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ihrer Rechtsvorschriften mit
diesem Übereinkommen sicher-
zustellen und dem Generalsekre-
tär des Europarats die zu die-
sem Zweck getroffenen Maß-
nahmen zu notifizieren.

Artikel 2
Die mütterliche Abstammung

jedes unehelichen Kindes wird
allein durch die Geburt des Kin-
des begründet.

Artikel 3
Die väterliche Abstammung

jedes unehelichen Kindes kann
durch freiwillige Anerkennung
oder durch gerichtliche Entschei-
dung festgestellt oder begründet
werden.

Artikel 4
Die freiwillige Anerkennung

der Vaterschaft kann Gegen-
stand eines Widerspruchs oder
einer Anfechtung, sofern diese
Verfahren im innerstaatlichen
Recht vorgesehen sind, nur dann
sein, wenn die Person, die das
Kind anerkennen will oder aner-
kannt hat, biologisch nicht sein
Vater ist.

Artikel 5
In gerichtlichen Verfahren, die

sich auf die väterliche Abstam-
mung beziehen, sind die wissen-
schaftlichen Beweismittel zuzu-
lassen, durch welche die Vater-
schaft nachgewiesen oder ausge-
schlossen werden kann.

Artikel 6
(1) Der Vater und die Mutter
eines unehelichen Kindes haben
diesem Kind gegenüber die
gleiche Unterhaltspflicht wie
gegenüber einem ehelichen Kind.

(2) Obliegt die Unterhalts-
pflicht gegenüber einem ehe-
lichen Kind bestimmten Mitglie-
dern der Familie des Vaters oder
der Mutter, so besteht diese
Pflicht auch gegenüber einem un-
ehelichen Kind.

Artikel 7
(1) Ist die Abstammung eines
unehelichen Kindes hinsichtlich
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beider Eltern begründet, so kann
die elterliche Gewalt nicht kraft
Gesetzes dem Vater allein zuer-
kannt werden.

(2) Die elterliche Gewalt muß
übertragen werden können; in
welchen Fällen sie übertragen
werden kann, bestimmt das
innerstaatliche Recht.

Artikel 8

Hat der Vater oder die Mut-
ter eines unehelichen Kindes
nicht die elterliche Gewalt oder
die Obhut über das Kind, so
kann dieser Elternteil in geeig-
neten Fällen ein Besuchsrecht er-
halten.

Artikel 9

Ein uneheliches Kind hat die
gleichen Rechte am Nachlaß
seines Vaters und seiner Mutter
und an dem der Mitglieder ihrer
Familien, wie wenn es ehelich
wäre.

Artikel 10

Durch die Eheschließung
zwischen dem Vater und der
Mutter eines unehelichen Kin-
des erhält dieses die Rechtsstel-
lung eines ehelichen Kindes.

Artikel 11

(1) Dieses Übereinkommen
liegt für die Mitgliedstaaten des
Europarats zur Unterzeichnung
auf. Es bedarf der Ratifikation,
der Annahme oder der Geneh-
migung. Die Ratifikations-, An-
nahme- oder Genehmigungsur-
kunden werden beim General-
sekretär des Europarats hinter-
legt.

(2) Das Übereinkommen tritt
drei Monate nach Hinterlegung
der dritten Ratifikations-, An-
nahme- oder Genehmigungsur-
kunde in Kraft.

(3) Für jeden Unterzeichner-
staat, der das Übereinkommen
später ratifiziert, annimmt oder
genehmigt, tritt es drei Monate
nach Hinterlegung seiner Ratifi-
kations-, Annahme- oder Ge-
nehmigungsurkunde in Kraft.
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Artikel 12

(1) Nach Inkrafttreten dieses
Übereinkommens kann das
Ministerkomitee des Europarats
jeden Nichtmitgliedstaat des
Rates einladen, dem Überein-
kommen beizutreten.

(2) Der Beitritt erfolgt durch
Hinterlegung einer Beitrittsur-
kunde beim Generalsekretär des
Europarats; er wird drei Mo-
nate nach der Hinterlegung
wirksam.

Artikel 13

(1) Jeder Staat kann bei der
Unterzeichnung oder bei der
Hinterlegung seiner Ratifi-
kations-, Annahme-, Genehmi-
gungs- oder Beitrittsurkunde
einzelne oder mehrere Hoheits-
gebiete bezeichnen, auf die dieses
Übereinkommen anzuwenden
ist.

(2) Jeder Staat kann bei der
Hinterlegung seiner Ratifikati-
ons-, Annahme-, Genehmigungs-
oder Beitrittsurkunde oder
jederzeit danach durch eine an
den Generalsekretär des Euro-
parats gerichtete Erklärung die-
ses Übereinkommen auf jedes
weitere in der Erklärung be-
zeichnete Hoheitsgebiet ausdeh-
nen, dessen internationale Be-
ziehungen er wahrnimmt oder
für das er Vereinbarungen
treffen kann.

(3) Jede nach Absatz 2 abge-
gebene Erklärung kann für jedes
darin bezeichnete Hoheitsgebiet
gemäß Artikel 15 zurückgenom-
men werden.

Artikel 14

(1) Jeder Staat kann bei der
Unterzeichnung, bei der Hinter-
legung seiner Ratifikations-, An-
nahme-, Genehmigungs- oder
Beitrittsurkunde oder bei der
Abgabe einer Erklärung nach
Artikel 13 Absatz 2 höchstens
drei Vorbehalte zu den Bestim-
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mungen der Artikel 2 bis 10
machen.

Vorbehalte allgemeiner Art
sind nicht zulässig; jeder Vor-
behalt darf sich nur auf eine
Bestimmung beziehen.

(2) Jeder Vorbehalt ist fünf
Jahre lang wirksam, gerechnet
vom Inkrafttreten dieses Über-
einkommens für die betreffende
Vertragspartei. Er kann durch
eine vor Ablauf dieser Zeit an
den Generalsekretär des Europa-
rats gerichtete Erklärung für je-
weils fünf Jahre erneuert
werden.

(3) Jede Vertragspartei kann
einen von ihr nach den Absät-
zen 1 und 2 gemachten Vorbe-
halt durch eine an den Gene-
ralsekretär des Europarats
gerichtete Erklärung ganz oder
teilweise zurücknehmen; die Er-
klärung wird mit ihrem Ein-
gang wirksam.

Artikel 15

(1) Jede Vertragspartei kann
dieses Übereinkommen durch
eine an den Generalsekretär des
Europarats gerichtete Notifi-
kation für sich kündigen.

(2) Die Kündigung wird sechs
Monate nach Eingang der Noti-
fikation beim Generalsekretär
wirksam.

Artikel 16

Der Generalsekretär des
Europarats notifiziert den Mit-
gliedstaaten des Rates und jedem
Staat, der diesem Übereinkom-
men beigetreten ist,

a) jede Unterzeichnung;
b) jede Hinterlegung einer

Ratifikations-, Annahme-,
Genehmigungs- oder Bei-
trittsurkunde;

c) jeden Zeitpunkt des
Inkrafttretens dieses Über-
einkommens nach seinem
Artikel 11;
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d) jede nach Artikel 1 ein-
gegangene Notifikation;

e) jede nach Artikel 13 Ab-
sätze 2 und 3 eingegan-
gene Erklärung;

f) jeden Vorbehalt nach Ar-
tikel 14 Absatz 1;

g) jede Erneuerung eines Vor-
behalts nach Artikel 14
Absatz 2;

h) jede Zurücknahme eines
Vorbehalts nach Arti-
kel 14 Absatz 3;

i) jede nach Artikel 15 ein-
gegangene Notifikation
und den Zeitpunkt, in
dem die Kündigung wirk-
sam wird.

Zu Urkund dessen haben die
hierzu gehörig befugten Unter-
zeichneten dieses Übereinkom-
men unterschrieben.

Geschehen zu Straßburg am
15. Oktober 1975 in englischer
und französischer Sprache, wobei
jeder Wortlaut gleichermaßen
verbindlich ist, in einer Ur-
schrift, die im Archiv des Euro-
parats hinterlegt wird. Der
Generalsekretär des Europarats
übermittelt allen Unterzeichner-
staaten und allen beitretenden
Staaten beglaubigte Abschriften.

VORBEHALT DER REPUBLIK ÖSTERREICH ZU ARTIKEL 9 DES ÜBEREIN-
KOMMENS

(Übersetzung)

„Die Republik Österreich behält sich gemäß
Artikel 14 Absatz 1 des Übereinkommens das
Recht vor, dem unehelichen Kind nicht nach Ar-
tikel 9 des Übereinkommens ein dem Erbrecht des
ehelichen Kindes gleiches Erbrecht zum Nachlaß
seines Vaters und der Verwandten seines Vaters
zuzuerkennen."

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifika-
tionsurkunde wurde am 28. Mai 1980 beim Generalsekretär des Europarates hinterlegt; das Über-
einkommen tritt gemäß seinem Art. 11 Abs. 3 am 29. August 1980 für Österreich in Kraft.
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Nach eingelangten Mitteilungen des Generalsekretärs des Europarates sind außer Österreich
Dänemark (ausgenommen Färöer-Inseln und Grönland), Norwegen, Schweden, Schweiz und Zypern
Vertragsparteien des Übereinkommens.

Kreisky

314.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages samt Vorbehalten Österreichs wird genehmigt.

(Übersetzung)
EUROPÄISCHES ÜBER-
EINKOMMEN ÜBER DIE
ADOPTION VON KIN-

DERN

PRÄAMBEL
Die Mitgliedstaaten des Euro-

parates, die dieses Überein-
kommen unterzeichnet haben,

In der Erwägung, daß es
das Ziel des Europarates ist,
eine engere Verbindung zwi-
schen seinen Mitgliedern herbei-
zuführen, um besonders ihren
sozialen Fortschritt zu fördern;

In der Erwägung, daß zwar
die Rechtseinrichtung der Adop-
tion von Kindern in allen Mit-
gliedstaaten des Europarates be-
steht, in diesen Ländern aber
unterschiedliche Auffassungen
über die Grundsätze, die diese
Rechtseinrichtung beherrschen
sollten, sowie Unterschiede im
Verfahren und in den Rechts-
wirkungen Vorhanden sind;

In der Erwägung, daß die
Annahme gemeinsamer Grund-
sätze und einer gemeinsamen
Übung dazu beitragen würde,
die durch diese Unterschiede
hervorgerufenen Schwierigkei-
ten zu beseitigen, und zugleich
das Wohl der Adoptivkinder
fördern würde,

Haben folgendes vereinbart:

TEIL I

VERBINDLICHKEITEN
AUS DEM

ÜBEREINKOMMEN UND
ANWENDUNGSBEREICH

Artikel 1
Die Vertragsparteien verpflich-

ten sich, die Übereinstimmung
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ihrer Rechtsordnung mit den
Bestimmungen des Teiles II
sicherzustellen und dem Gene-
ralsekretär des Europarates die
zu diesem Zweck getroffenen
Maßnahmen zu notifizieren.

Artikel 2

Die Vertragsparteien verpflich-
ten sich, die Einführung der
im Teil III enthaltenen Be-
stimmungen in Erwägung zu
ziehen; verleihen sie einer dieser
Bestimmungen Wirksamkeit oder
beenden sie die Wirksamkeit, so
haben sie dies dem General-
sekretär des Europarates zu
notifizieren.

Artikel 3

Dieses Übereinkommen gilt
nur für die Rechtseinrichtung
der Adoption eines Kindes, das
im Zeitpunkt, in dem der An-
nehmende die Adoption bean-
tragt, das achtzehnte Lebens-
jahr noch nicht vollendet hat,
nicht verheiratet ist oder war
und nicht als volljährig anzu-
sehen ist.

TEIL II

WESENTLICHE
BESTIMMUNGEN

Artikel 4

Die Adoption ist nur rechts-
wirksam, wenn sie von einem
Gericht oder einer Verwaltungs-
behörde — im folgenden als
„zuständige Behörde" bezeich-
net — ausgesprochen wird.

Artikel 5

(1) Die Adoption darf, vor-
behaltlich der Absätze 2 bis 4,
nur ausgesprochen werden, wenn
mindestens die folgenden Zu-
stimmungen erteilt und nicht
zurückgenommen worden sind:

a) die Zustimmung der Mutter
und, beim ehelichen Kind,
die des Vaters oder, wenn
kein Elternteil vorhanden
ist, der zustimmen könnte,
die Zustimmung der Person
oder der Stelle, die insoweit

218
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zur Ausübung der elter-
lichen Rechte befugt ist;

b) die Zustimmung des Ehe-
gatten des Annehmenden.

(2) Die zuständige Behörde
darf

a) von der Zustimmung einer
der im Absatz 1 genannten
Personen nicht absehen
oder

b) die Verweigerung der Zu-
stimmung einer der im
Absatz 1 genannten Perso-
nen oder Stellen nicht über-
gehen, außer in den in
der Rechtsordnung vorge-
sehenen Ausnahmefällen.

(3) Sind dem Vater oder der
Mutter die elterlichen Rechte
oder zumindest das Recht der
Zustimmung entzogen, so kann
die Rechtsordnung vorsehen,
daß ihre Zustimmung nicht er-
forderlich ist.

(4) Die Zustimmung der Mut-
ter darf nur entgegengenommen
werden, wenn sie nach der
Geburt, und zwar nach Ablauf
einer in der Rechtsordnung vor-
geschriebenen Frist von minde-
stens sechs Wochen, erteilt wor-
den ist; ist keine Frist bestimmt,
so darf die Zustimmung nur
entgegengenommen werden,
wenn sie in einem Zeitpunkt
erteilt worden ist, in dem sich
die Mutter nach Ansicht der
zuständigen Behörde von den
Folgen der Niederkunft hin-
reichend erholt hat.

(5) Als „Vater" und als
„Mutter" im Sinn dieses Artikels
sind die Personen zu verstehen,
die nach dem Gesetz die Eltern
des Kindes sind.

Artikel 6

(1) Die Rechtsordnung darf
die Adoption eines Kindes nur
zwei miteinander verheirateten
Personen, ob sie nun gleich-
zeitig oder nacheinander an-
nehmen, oder einer Person allein
gestatten.
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(2) Die Rechtsordnung darf
nicht gestatten, daß ein Kind
erneut angenommen wird, außer
in einem oder mehreren der
folgenden Fälle:

a) wenn es sich um ein Adop-
tivkind des Ehegatten des
Annehmenden handelt;

b) wenn die Personen, die
das Kind vorher ange-
nommen hatten, gestorben
sind;

c) wenn die frühere Adoption
rückwirkend beseitigt wor-
den ist;

d) wenn die frühere Adoption
geendet hat.

Artikel 7

(1) Ein Kind darf nur ange-
nommen werden, wenn der An-
nehmende ein hierfür vorge-
schriebenes Mindestalter erreicht
hat. Dieses darf nicht unter
einundzwanzig Jahren und nicht
über fünfunddreißig Jahren lie-
gen.

(2) Die Rechtsordnung darf
jedoch die Möglichkeit vor-
sehen, vom Erfordernis des
Mindestalters abzuweichen,

a) wenn der Annehmende der
Vater oder die Mutter, des
Kindes ist, oder

b) wenn außergewöhnliche
Umstände vorliegen.

Artikel 8

(1) Die zuständige Behörde
darf die Adoption nur aus-
sprechen, wenn diese nach ihrer
Überzeugung dem Wohl des
Kindes dient.

(2) In jedem Fall hat die
zuständige Behörde besonders
darauf zu achten, daß die Adop-
tion dem Kind ein beständiges
und ausgeglichenes Zuhause ver-
schafft.

(3) In der Regel darf die
zuständige Behörde die vor-
stehenden Voraussetzungen nicht
als erfüllt ansehen, wenn der
Altersunterschied zwischen dem
Annehmenden und dem Kind
geringer ist als der gewöhnliche
Altersunterschied zwischen El-
tern und Kindern.

219
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Artikel 9

(1) Die zuständige Behörde
darf die Adoption erst nach
sachdienlichen Ermittlungen
über den Annehmenden, das
Kind und seine Familie aus-
sprechen.

(2) Die Ermittlungen haben
sich, je nach den Umständen
des Einzelfalles, namentlich auf
folgende Fragen zu erstrecken:

a) die Persönlichkeit, den Ge-
sundheitszustand und die
wirtschaftlichen Verhält-
nisse des Annehmenden,
sein Familienleben und die
Einrichtung seines Haus-
halts sowie seine Eignung
zur Erziehung des Kindes;

b) die Gründe, aus denen
der Annehmende das Kind
anzunehmen wünscht;

c) wenn von Ehegatten nur
einer die Adoption be-
antragt, die Gründe, aus
denen sich der andere Ehe-
gatte dem Antrag nicht
anschließt;

d) die Frage, ob Kind und
Annehmender zueinander
passen, und die Zeitdauer,
in der das Kind der Pflege
des Annehmenden anver-
traut gewesen ist;

e) die Persönlichkeit, den Ge-
sundheitszustand und, falls
kein rechtliches Verbot ent-
gegensteht, die Herkunft
des Kindes;

f) die Einstellung des Kindes
zur vorgesehenen Adop-
tion;

g) gegebenenfalls die Religion
des Annehmenden und des
Kindes.

(3) Mit diesen Ermittlungen
ist eine von der Rechtsordnung
oder von einem Gericht oder
einer Verwaltungsbehörde aner-
kannte Person oder Stelle zu
betrauen. Die Ermittlungen sind,
soweit möglich, von Fürsorgern
durchzuführen, die infolge ihrer
Ausbildung oder ihrer Erfahrung
dazu befähigt sind.

(4) Die Bestimmungen dieses
Artikels berühren das Recht
und die Pflicht der zuständigen
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Behörde nicht, sich alle für
nützlich erachteten Auskünfte
und Beweise zu beschaffen, auch
wenn sie den Gegenstand der
obigen Ermittlungen betreffen.

Artikel 10

(1) Die Adoption verleiht
dem Annehmenden gegenüber
dem Kind alle Rechte und
Pflichten, die ein Vater oder
eine Mutter einem ehelichen
Kind gegenüber hat.

Die Adoption verleiht dem
Kind gegenüber dem Anneh-
menden alle Rechte und Pflich-
ten, die ein eheliches Kind
seinem Vater oder seiner Mutter
gegenüber hat.

(2) Mit der Entstehung der
im Absatz 1 bezeichneten Rechte
und Pflichten erlöschen die ent-
sprechenden Rechte und Pflich-
ten zwischen dem Kind und
seinem Vater oder seiner Mutter
oder einer anderen Person oder
Stelle. Die Rechtsordnung kann
jedoch vorsehen, daß der Ehe-
gatte des Annehmenden seine
Rechte und Pflichten gegenüber
dem Kind behält, wenn dieses
sein eheliches, uneheliches oder
Adoptivkind ist.

Die Rechtsordnung kann
außerdem die Pflicht der Eltern,
dem Kind Unterhalt zu ge-
währen, ihm eine Lebensgrund-
lage zu verschaffen und ihm
eine Ausstattung oder ein Hei-
ratsgut zu geben, für den Fall
aufrechterhalten, daß der An-
nehmende eine dieser Pflichten
nicht erfüllt.

(3) In der Regel ist dem
Kind zu ermöglichen, den Fami-
liennamen des Annehmenden 2u
erwerben oder seinem eigenen
Familiennamen hinzuzufügen.

(4) Hat ein ehelicher Eltern-
teil das Nutznießungsrecht am
Vermögen seines Kindes, so
kann das Nutznießungsrecht des
Annehmenden am Vermögen
des Kindes, abweichend vom
Absatz 1, durch die Rechts-
ordnung beschränkt werden.
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(5) Soweit die Rechtsordnung
dem ehelichen Kind ein Erb-
recht am Nachlaß seines Vaters
oder seiner Mutter zuerkennt,
steht das Adoptivkind einem
ehelichen Kind des Annehmen-
den gleich.

Artikel 11

(1) Besitzt das Kind bei
Adoption durch eine einzige
Person nicht deren Staatsan-
gehörigkeit oder bei Adoption
durch Ehegatten nicht deren
gemeinsame Staatsangehörigkeit,
so hat die Vertragspartei, deren
Staatsangehörige der Annehmen-
de oder die Annehmenden sind,
den Erwerb der Staatsangehörig-
keit durch das Kind zu erleich-
tern.

(2) Der Verlust der Staats-
angehörigkeit, den die Adoption
zur Folge haben könnte, ist
vom Besitz oder vom Erwerb
einer anderen Staatsangehörig-
keit abhängig.

Artikel 12

(1) Die Rechtsordnung darf
die Anzahl der Kinder, die
eine Person annehmen kann,
nicht beschränken.

(2) Die Rechtsordnung darf
einer Person nicht deshalb unter-
sagen, ein Kind anzunehmen,
weil sie ein eheliches Kind hat
oder haben könnte.

(3) Die Rechtsordnung darf
einer Person nicht untersagen,
ihr uneheliches Kind anzuneh-
men, wenn die Adoption die
Rechtsstellung des Kindes ver-
bessert.

Artikel 13

(1) Solange das Adoptivkind
noch nicht volljährig ist, kann
die Adoption nur durch Ent-
scheidung eines Gerichtes oder
einer Verwaltungsbehörde aus
schwerwiegenden Gründen auf-
gehoben werden, und zwar nur,
wenn die Rechtsordnung die
Aufhebung aus solchen Gründen
zuläßt.
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(2) Der Absatz 1 betrifft nicht
die Fälle, in denen

a) die Adoption nichtig ist;

b) die Adoption infolge Le-
gitimation des Kindes
durch den Annehmenden
endet.

Artikel 14

Beziehen sich die Ermittlun-
gen nach den Artikeln 8 und 9
auf eine Person, die sich im
Hoheitsgebiet einer anderen Ver-
tragspartei aufhält oder aufge-
halten hat, und wird diese Ver-
tragspartei um Auskünfte er-
sucht, so hat sie sich zu bemühen,
daß die Auskünfte unverzüglich
erteilt werden. Zu diesem Zweck
können die Behörden unmittel-
bar miteinander verkehren.

Artikel 15

Es sind Anordnungen zu tref-
fen, damit jeder ungerechtfer-
tigte Gewinn im Zusammenhang
mit der Weggabe eines Kindes
zum Zweck der Adoption ver-
hindert werde.

Artikel 16

Die Vertragsparteien behalten
das Recht, Bestimmungen zu er-
lassen, die für das Adoptivkind
günstiger sind.

TEIL III

ZUSÄTZLICHE
BESTIMMUNGEN

Artikel 17

Die Adoption darf nur aus-
gesprochen werden, wenn das
Kind der Pflege der Annehmen-
den während eines Zeitraums
anvertraut gewesen ist, der aus-
reicht, damit die zuständige Be-
hörde die Beziehungen zwischen
dem Kind und dem Annehmen-
den im Fall einer Adoption
richtig einzuschätzen vermag.

Artikel 18

Die staatlichen Stellen haben
für die Förderung und den ein-
wandfreien Betrieb der öffent-
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lichen oder privaten Einrich-
tungen zu sorgen, die um Rat
und Hilfe angehen kann, wer
ein Kind annehmen oder an-
nehmen lassen will.

Artikel 19

Die sozialen und rechtlichen
Fragen der Adoption müssen in
den Bildungsplänen der Fürsor-
ger enthalten sein.

Artikel 20

(1) Es sind Anordnungen zu
treffen,. damit ein Kind ange-
nommen werden kann, ohne
daß seiner Familie aufgedeckt
wird, wer der Annehmende ist,

(2) Es sind Anordnungen zu
treffen, die vorschreiben oder
gestatten, daß das Verfahren
unter Ausschluß der Öffentlich-
keit abläuft.

(3) Der Annehmende und das
Kind sind zu berechtigen, Aus-
züge aus den Personenstands-
büchern zu erhalten, deren In-
halt die Tatsache, den Tag und
den Ort der Geburt des Kindes
bescheinigt, aber weder die Adop-
tion noch die leiblichen Eltern
ausdrücklich zu erkennen gibt.

(4) Die Personenstandsbücher
sind so zu halten, zumindest aber
ist ihr Inhalt so wiederzugeben,
daß Personen, die kein berechtig-
tes Interesse haben, nicht er-
kennen können, daß jemand an-
genommen worden ist, oder,
falls dies bekannt ist, wer seine
leiblichen Eltern sind.

TEIL IV

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 21

(1) Dieses Übereinkommen
liegt für die Mitgliedstaaten des
Europarates zur Unterzeichnung
auf. Es bedarf der Ratifizierung
oder der Annahme. Die Ratifi-
kations- oder die Annahmeur-
kunden werden beim General-
sekretär des Europarates hinter-
legt.

(2) Das Übereinkommen tritt
drei Monate nach Hinterlegung
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der dritten Ratifikations- oder
Annahmeurkunde in Kraft.

(3) Für einen Unterzeichner-
staat, der das Übereinkommen
später ratifiziert oder annimmt,
tritt es drei Monate nach Hinter-
legung seiner Ratifikations- oder
Annahmeurkunde in Kraft.

Artikel 22

(1) Nach Inkrafttreten dieses
Übereinkommens kann das Mi-
nisterkomitee des Europarats
jeden dem Rat nicht angehören-
den Staat einladen, dem Überein-
kommen beizutreten.

(2) Der Beitritt geschieht
durch Hinterlegung einer Bei-
trittsurkunde beim Generalse-
kretär des Europarats. Er wird
drei Monate nach der Hinter-
legung wirksam.

Artikel 23

(1) Die Vertragsparteien kön-
nen bei der Unterzeichnung oder
bei Hinterlegung ihrer Ratifika-
tions-, Annahme- oder Beitritts-
urkunden die Hoheitsgebiete be-
zeichnen, auf die dieses Über-
einkommen anzuwenden ist.

(2) Die Vertragsparteien kön-
nen bei Hinterlegung ihrer Ra-
tifikations-, Annahme- oder Bei-
trittsurkunden oder jederzeit da-
nach durch eine an den General-
sekretär des Europarats gerich-
tete Erklärung die Geltung die-
ses Übereinkommens auf solche
in der Erklärung bezeichnete
Hoheitsgebiete erstrecken, deren
internationale Beziehungen sie
wahrnehmen oder für die sie
Vereinbarungen treffen können.

(3) Eine nach dem Absatz 2
abgegebene Erklärung kann für
jedes darin bezeichnete Hoheits-
gebiet zurückgenommen werden;
die Bestimmungen des Artikels
27 über die Kündigung sind sinn-
gemäß anzuwenden.
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Artikel 24

(1) Die Vertragsparteien, de-
ren Rechtsordnungen mehr als
eine Art der Adoption kennen,
haben das Recht, den Artikel 10
Absatz 1, 2, 3 und 4 sowie den
Artikel 12 Absatz 2 und 3 nur
auf eine dieser Arten anzuwen-
den.

(2) Die Vertragspartei, die von,
diesem Recht Gebrauch macht,
notifiziert dies dem General-
sekretär des Europarats bei der
Unterzeichnung oder bei Hinter-
legung ihrer Ratifikations-, An-
nahme- oder Beitrittsurkunde
oder bei Abgabe einer Erklärung
nach dem Artikel 23 Absatz 2;
sie gibt dabei an, wie sie dieses
Recht ausübt.

(3) Die Vertragspartei kann
die Ausübung des genannten
Rechtes beenden; sie zeigt dies
dem Generalsekretär des Euro-
parats an.

Artikel 25

(1) Die Vertragsparteien kön-
nen bei der Unterzeichnung oder
bei Hinterlegung ihrer Ratifika-
tions-, Annahme- oder Beitritts-
urkunden oder bei Abgabe einer
Erklärung nach dem Artikel 23
Absatz 2 zu den Bestimmungen
des Teiles II höchstens zwei Vor-
behalte machen.

Vorbehalte allgemeiner Art
sind nicht zulässig; jeder Vorbe-
halt kann nur eine einzige Be-
stimmung zum Gegenstand
haben.

Die Vorbehalte sind fünf Jahre
lang wirksam, gerechnet vom
Inkrafttreten dieses Überein-
kommens für die betreffende Ver-
tragspartei. Sie können durch
Erklärung jeweils für weitere
fünf Jahre erneuert werden; die
Erklärung ist vor Ablauf der je-
weiligen Frist an den General-
sekretär des Europarats zu rich-
ten.
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(2) Die Vertragsparteien kön-
nen die von ihnen nach dem
Absatz 1 gemachten Vorbehalte
ganz oder teilweise durch Er-
klärung zurücknehmen. Die Er-
klärung ist an den General-
sekretär des Europarats zu rich-
ten; sie wird vom Tag ihres Ein-
gangs an wirksam.

Artikel 26

Die Vertragsparteien notifi-
zieren dem Generalsekretär des
Europarates die Namen und die
Anschriften der Behörden, denen
die Ersuchen nach dem Artikel 14
übermittelt werden können.

Artikel 27

(1) Dieses Übereinkommen
bleibt auf unbegrenzte Zeit in
Kraft.

(2) Jede Vertragspartei kann
das Übereinkommen durch No-
tifizierung an den Generalsek-
retär des Europarats für sich
kündigen.

(3) Die Kündigung wird sechs
Monate nach Eingang der Noti-
fikation beim Generalsekretär
wirksam.

Artikel 28

Der Generalsekretär des Euro-
parats notifiziert den Mitglied-
staaten des Rates und jedem an-
deren Staat, der diesem Über-
einkommen beigetreten ist,

a) die Unterzeichnungen;
b) die Hinterlegung der Rati-

fikations-, Annahme- oder
Beitrittsurkunden;

c) die Zeitpunkte des Inkraft-
tretens des Übereinkom-
mens nach dem Artikel 21;

d) die Notifikationen nach dem
Artikel 1;

e) die Notifikationen nach dem
Artikel 2;
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f) die Erklärungen nach dem
Artikel 23 Absatz 2 und 3;

g) die Mitteilungen nach dem
Artikel 24 Absatz 2 und 3;

h) die Vorbehalte nach dem
Artikel 25 Absat2 1;

i) die Erneuerung der Vorbe-
halte nach dem Artikel 25
Absatz 1;

j) die Zurücknahme der Vor-
behalte nach dem Artikel 25
Absatz 2;

k) die Notifikationen nach
dem Artikel 26;

1) die Notifikationen nach
dem Artikel 27 und die
Zeitpunkte, in denen sie
wirksam werden.

Zu Urkund dessen haben die
hierzu gehörig Bevollmächtigten
dieses Übereinkommen unter-
zeichnet.

Geschehen in Straßburg, am
24. April 1967, in einer Ur-
schrift in französischer und eng-
lischer Sprache, wobei jeder
Wortlaut in gleicher Weise maß-
gebend ist, die Urschrift wird im
Archiv des Europarats hinter-
legt. Der Generalsekretär des
Europarats übermittelt den Un-
terzeichnerstaaten und den bei-
tretenden Staaten beglaubigte
Abschriften.

(Übersetzung)

Vorbehalte der Republik Österreich gemäß
Artikel 25 Absatz 1 zum Europäischen Über-
einkommen über die Adoption von Kindern

Die Republik Österreich behält sich gemäß
Artikel 25 Absatz 1 des Europäischen Überein-
kommens über die Adoption von Kindern das
Recht vor, nicht gemäß Artikel 5 Absatz 4 dieses
Übereinkommens vorzuschreiben, daß die Zu-
stimmung der Mutter zur Adoption ihres Kindes
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erst nach Ablauf einer Mindestfrist nach der Ge-
burt oder erst in dem Augenblick, in dem sich die
Mutter nach Ansicht der zuständigen Behörden
von den Folgen der Niederkunft hinreichend er-
holt hat, entgegengenommen werden darf.

Die Republik Österreich behält sich gemäß
Artikel 25 Absatz 1 des Europäischen Überein-
kommens über die Adoption von Kindern das
Recht vor, nicht gemäß Artikel 10 Absatz 2 dieses
Übereinkommens das Erlöschen aller Pflichten,
die das Kind gegenüber seinem Vater und seiner
Mutter in unterhaltsrechtlicher und erbrechtlicher
Beziehung hat, vorzuschreiben.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifika-
tionsurkunde wurde am 28. Mai 1980 beim Generalsekretär des Europarates hinterlegt; das Über-
einkommen tritt gemäß seinem Art. 21 Abs. 3 am 29. August 1980 in Kraft.

Nach eingelangten Mitteilungen des Generalsekretärs des Europarates sind außer Österreich
Dänemark, Irland, Italien, Malta, Norwegen, Schweden, Schweiz und das Vereinigte Königreich von
Großbritannien und Nordirland [einschließlich der Insel Man, Jersey und Guernsey (ausgenommen
Sark)] Vertragsparteien des Übereinkommens.

Anläßlich der Hinterlegung ihrer Ratifikation haben nachstehende Staaten Vorbehalte erklärt
und Erklärungen abgegeben:

Dänemark

1. Von der in Art. 25 vorgesehenen Möglichkeit Gebrauch machend, erklärt die Regierung
Dänemarks, daß sie die Bestimmungen des Art. 6 Abs. 1 und Art. 12 Abs. 1 nicht anwendet.

2. Weiters erklärt die dänische Regierung in Übereinstimmung mit Art. 23, daß das Über-
einkommen auf die Färöer-Inseln und Grönland keine Anwendung findet.

3. Eingaben gemäß Art. 14 sind an den National Adoption Board, Ministry of Justice,
Slotsholmsgade 10, 1216 Gopenhagen K. zu richten.

Irland

Gemäß den Bestimmungen des Art. 2 des Übereinkommens hat Irland erklärt, daß es den im
Teil III des Übereinkommens enthaltenen Bestimmungen Wirksamkeit verleiht.

Italien

1. Von der in Art. 24 vorgesehenen Möglichkeit Gebrauch machend, erklärt die Italienische
Regierung, daß sie die Bestimmungen des Art. 24 Abs. 1 nur auf die durch Gesetz Nr. 431 vom
5. Juni 1967 in die italienische Rechtsordnung eingeführte spezielle Adoption anwendet.

2. Von der in Art. 25 vorgesehenen Möglichkeit Gebrauch machend, erklärt die Italienische
Regierung, daß sie die Bestimmungen des Art. 12 Abs. 3, der jedermann gestattet, sein uneheliches
Kind anzunehmen, wenn die Adoption die Rechtsstellung des Minderjährigen verbessert, nicht
anwendet.

Norwegen

Art. 12 Abs. 3 wird für Norwegen nicht verbindlich.

Kreisky
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